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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Gruhl, Ey, Volmer, Biechele, Dr. Schneider, 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Organisation des Umweitschutzes 


Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung vom 
17. Mai 1974 nach einem Hinweis auf dem Parlament vor- 
liegende Entwürfe zu mehreren Umweltschutzgesetzen erklärt: 

„Wir werden prüfen, ob die derzeitige Organisation zur Be- 
wältigung dieser Probleme optimal ist . . . 

Die Energiekrise hat in den vergangenen Monaten, was die 
Organisation des Umweltschutzes angeht, einige Fragen neu 
und dringlicher aufgeworfen, als wir sie in der Vergangenheit 
gestellt haben . . . 

Beim Bau neuer Kraftwerke müssen die berechtigten Forderun- 
gen des Umweltschutzes berücksichtigt werden, ohne daß es zu 
Verzögerungen kommt, die sachlich nicht geboten und nicht 
erlaubt sind." 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Worin sieht die Bundesregierung die typischen Merkmale 
der gegenwärtigen Organisation zur Bewältigung der Pro- 
bleme des Gewässerschutzes und des Naturschutzes? 

2. Was erscheint ihr an dieser Organisation unzulänglich, und 
welche Erkenntnisse hat sie insoweit in den vergangenen 
Monaten aus der Energiekrise gezogen? 

3. Wie würde diese Organisation nach Auffassung der Bundes- 
regierung optimal sein? 

Gehört insbesondere nach ihrer Meinung zu einer „optima- 
len Organisation" etwa auch eine andere Verteilung der 
Zuständigkeiten zur Ausführung der Umweltschutzgesetze 
auf Kosten der Länder? 
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4. Welcher Art berechtigte Forderungen des Umweltschutzes 
können nach Auffassung der Bundesregierung zu Verzöge- 
rungen beim Bau neuer Kraftwerke führen, die nicht er- 
laubt sind? 

5. Wie gedenkt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeit solche berechtigten Forderungen zu behandeln? 


Bonn, den 5. Juni 1974 


Dr. Gruhl 
Ey 

Volmer 

Biechele 

Dr. Schneider 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Carstens, Stücklen und Fraktion 
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